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Vorlage des MWV i.S. „Jahresabschluss 2005 der Eichdirektion Nord“ 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender,  
der anliegende Jahresabschluss 2005 der Eichdirektion Nord übersende ich mit der 
Bitte um Kenntnisnahme. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 

 

gez.  

Dr. Arne Wulff 
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     Staatssekretärin 

Vorsitzender  
des Finanzausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herr Günter Neugebauer, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel 
 
über 
 
den Finanzminister 
des Landes Schleswig-Holstein  
 
24105 Kiel 
 
 
 
Kiel, 21. September 2006 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 
der Finanzausschuss bat das Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr den 
Jahresabschlussbericht der Eichdirektion Nord für das Jahr 2005 zu übersenden, sobald 
dieser vom Wirtschaftsprüfer testiert und durch den Verwaltungsrat beschlossen worden 
ist. 
 
Da mir nunmehr der Jahresabschlussbericht vorliegt, komme ich gerne Ihrer Bitte nach 
und übersende drei gedruckte Exemplare des Berichts. Darüber hinaus habe ich die 
Versendung des Berichts als elektronische Datei – im PDF-Format  - veranlasst. Die 
Unterschriften des Wirtschaftsprüfers sowie die des Vorstands liegen im Original vor. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
Karin Wiedemann  
 
    
Anlage   

 Telefon (0431) 988-4500 
 Telefax (0431) 988-4404 
 e-mail: karin.wiedemann@wimi.landsh.de 
 internet: www.wirtschaftsministerium.schleswig-holstein.de 
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H A U P T T E I L  
 
 
A. AUFTRAG UND AUFTRAGSDURCHFÜHRUNG 

 
 

1 Der Verwaltungsrat der Eichdirektion Nord hat uns mit Schreiben vom 12.12.2005 
beauftragt, die Prüfung der 

Eichdirektion Nord, 24105 Kiel 
(im Folgenden kurz "EDN" genannt) 

 
für das vom 01. Januar 2005 bis zum 31. Dezember 2005 laufende Geschäftsjahr 
durchzuführen und einen Bericht über das Ergebnis der Prüfung zu erstellen. Die 
Beauftragung erfolgte auf Grund der Bestellung durch den Verwaltungsrat am 
03.11.2005. 
 
 

2 Bei unserer Prüfung sind die Grundsätze ordnungsmäßiger Durchführungen von 
Abschlussprüfungen (IDW PS 200, PS 201, PS 720 sowie PS 340) beachtet worden. 
Aufgabe des Abschlussprüfers ist es, den Jahresabschluss einschließlich der Buch-
führung im Rahmen seiner pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. Die Verantwort-
lichkeit der Geschäftsführung für diese Unterlagen bleibt unberührt.  

 
3 Für die Durchführung der Prüfung findet ferner der Staatsvertrag über die Errichtung 

der EDN vom 23. Dezember 2003 (i.F. Staatsvertrag) Anwendung. Ergänzend gelten 
für unsere Verantwortlichkeit – auch im Verhältnis zu Dritten – die als Anlage 5 beige-
fügten "Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschafts-
prüfungsgesellschaften" in der Fassung vom 01.01.2002. 

 
4 Wir haben bei unserer Prüfung auftragsgemäß die Erweiterung des Prüfungsgegen-

standes nach den Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 HGrG beachtet. Dem-
entsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte mit der erforderlichen Sorgfalt 
und in Übereinstimmung mit den Bestimmungen der Satzung geführt worden sind. 
Ferner ist die Prüfung auf die Angemessenheit der Verteilung der Erträge und Kosten 
auf Kostenstellen und Kostenträger im Rahmen der Ermittlung der Verlustausgleichs-
ansprüche gegen die Trägerländer gemäß § 11 der Satzung der EDN vom 
23. Dezember 2003 (i.F. Satzung) erweitert worden. 

 
5 Die Prüfung erstreckte sich nicht auf die spezielle Untersuchung bestimmter Gebiete 

(z.B. technische und preisregelnde Vorschriften) und unerlaubte Handlungen. Unsere 
Feststellungen ergaben keinen Anlass, die Prüfung auf diese Gebiete besonders aus-
zudehnen. 

 
6 Über das Ergebnis der Prüfung erstatten wir den folgenden Bericht nach Maßgabe der 

Grundsätze ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen (IDW 
PS 450). 
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7 Unsere Berichterstattung gliedert sich in 

• den eigentlichen Prüfungsbericht 

• allgemeine Angaben zu den rechtlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
(Anlage 1) 

• umfassende Aufgliederung und Erläuterung der Posten zum Jahresabschluss 
(Anlage 2) 

• Wiedergabe des Jahresabschlusses und des Lageberichts (Anlage 3) 

• Angaben zur Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung (Anlage 4). 

 
In der Anlage 5 befinden sich die allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschafts-
prüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 01. Januar 2002. 
 
 
 
 

B. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN 
 
 

 Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch den Vorstand  
 
 

8 Der Vorstand hat im Jahresabschluss einschließlich Anhang sowie insbesondere im 
Lagebericht die wirtschaftliche Lage des Unternehmens beurteilt. Gemäß § 321 Abs. 1 
Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den anschließenden Ausführungen 
vorweg zur Lagedarstellung durch den Vorstand im Jahresabschluss Stellung. 

Unsere Stellungnahme geben wir auf Grund unserer eigenen Beurteilung der Lage der 
EDN ab, die wir im Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlusses gewonnen 
haben. Unsere nachfolgende Darstellung ist so abgefasst, dass sie den Berichtsadres-
saten als Grundlage ihrer eigenen Einschätzung der Lagebeurteilung dienen kann. 
 
 

9 Als für die Beurteilung der Lage der EDN wesentliche Angaben des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts sind folgende Punkte hervorzuheben: 

 
10 Die Ertragslage weist einen Verlust von T€ 914,8 auf, der von den Trägerländern zu 

decken ist. Gegenüber dem Wirtschaftsplan ist der Verlust um  T€ 80,2 geringer 
ausgefallen. 
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11 Die Vermögenslage wird durch das zum 31.12.2005 ausgewiesene Eigenkapital von 
T€ 2.397 dargestellt. Das entspricht rd. 23 % der Bilanzsumme. Wesentliche stille 
Reserven sind nach unserer Einschätzung nicht vorhanden. Damit ist die Eigenkapital-
ausstattung der EDN vor dem Hintergrund, dass die Trägerländer den laufenden Ver-
lust auszugleichen haben, als ausreichend zu bezeichnen. Die Eigenbetriebsver-
ordnung für kommunale Eigenbetriebe fordert eine Quote von 30 %, beinhaltet aber 
keine laufende Verpflichtung zur Verlustabdeckung. 

Das Anlagevermögen wird durch das Eigenkapital gedeckt,  
 
 

12 Die Liquiditätslage ist stabil. Der Cash-Flow reichte aus, um die Investitionen des 
laufenden Geschäftsjahres tätigen zu können. Tilgungen für Kredite fielen nicht an. Die 
EDN konnte ihren Zahlungsverpflichtungen jederzeit nachkommen. 

 
13 Der vom Vorstand erstellte und vorgelegte Jahresabschluss zum 31.12.2005 (Anla-

gen 3.1 - 3.3) sowie der Lagebericht 2005 (Anlage 3.4) stellen im Übrigen die Lage der 
EDN zutreffend dar. 

 
14 Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist die 

Beurteilung der Lage der EDN einschließlich der dargestellten Risiken der künftigen 
Entwicklung plausibel und folgerichtig abgeleitet. Die Lagebeurteilung durch den Vor-
stand ist dem Umfang nach angemessen und inhaltlich zutreffend. 

 
 

 Feststellungen gemäß § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB 
 
 

15 Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine entwicklungsbeeinträchtigenden oder 
bestandsgefährdenden Tatsachen im Sinne des § 321 Abs. 1 Satz 3 HGB festgestellt. 

 

16 Es wurden auch keine Unrichtigkeiten oder Verstöße der gesetzlichen Vertreter oder 
von Arbeitnehmern gegen Gesetz oder Satzung festgestellt. 
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C. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 
 
 

I. Allgemeines 
 

17 Wir führten diesen Auftrag in der Zeit vom 10. Mai 2006 bis 20. Juli 2006 (mit Unterbre-
chungen) unter Leitung von Herrn Wirtschaftsprüfer Jordan überwiegend in den 
Geschäftsräumen der EDN, im Übrigen in unserem Büro in Kiel aus. Eine Besprechung 
des Prüfungsergebnisses mit dem Vorstand und Vertretern der Trägerländer fand am 
20. Juli 2006 in Kiel statt. 

 
18 Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss und der 

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2005. Der Jahresabschluss wurde vom Vorstand der 
EDN aufgestellt. 

 
19 Wir haben die Prüfung nach handelsrechtlichen Grundsätzen unter Beachtung des 

Staatsvertrages und der Satzung durchgeführt.  

 
20 Ein weiterer Schwerpunkt unserer Prüfungshandlungen bezieht sich auf die Prüfung 

nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG). Hierzu haben wir den Fragenkatalog 
des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW PS 720) angewendet. Im Rahmen der Prüfung 
der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung wurde auch die Abwicklung des Wirt-
schaftsplanes 2005 untersucht. 

 
21 Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften wurde nur insoweit 

durchgeführt, als sich aus diesen Vorschriften Rückwirkungen auf den Jahres-
abschluss ergeben könnten. Auf die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tat-
bestände war die Prüfung nicht ausgerichtet. In Übereinstimmung mit den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Durchführung von Abschlussprüfungen konnte aus wirtschaftlichen 
Gründen der Prüfungsgegenstand grundsätzlich nur in Stichproben untersucht werden, 
wobei die Stichprobenauswahl den Grundsatz der Wesentlichkeit und das Risikoprofil 
berücksichtigt. Gegenstand und Umfang der von uns vorgenommenen Prüfungshand-
lungen gehen aus unseren nachstehenden Ausführungen hervor. 

 
22 Die für eine ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung erforderlichen Nachweise und 

Auskünfte wurden uns bereitwillig erteilt. Als Auskunftspersonen standen Herr Ehlers, 
Herr Dr. Weit, Frau Jessen und Frau Gröb zur Verfügung. Eine vom Vorstand unter-
schriebene Vollständigkeitserklärung haben wir zu unseren Akten genommen. 
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II. Internes Kontrollsystem 
 

23 Die Prüfung wurde in Anlehnung an den Fragenkatalog (IDW PS 720) zu § 53 HGrG 
durchgeführt. 

 
24 Die Prüfung erfolgte durch Befragung von Vorstand und Mitarbeitern sowie Einblick in 

die Satzung und durch einen Vergleich mit der praktizierten Handhabung. 

 
 

III. Buchführung und Jahresabschluss 
 

25 Wir haben folgende wesentlichen Prüfungshandlungen durchgeführt: 

- Lückenlose Überprüfung der Saldenvorträge zum 01.01.2005.  

- Stichprobenweise Prüfung der Sachkonten.  

- Beim Sachanlagevermögen lückenlose Prüfung der Zu- und Abgänge anhand der 
Belege. Überprüfung der Abschreibungssätze bei den Zugängen.  

- Prüfung der Wertansätze bei den Vorräten in Stichproben. An der Inventur haben 
wir wegen der relativen Bedeutungslosigkeit des Postens Vorräte nicht teilgenom-
men, jedoch die Inventurunterlagen auf Vollständigkeit und auf rechnerische Rich-
tigkeit (in Stichproben) überprüft.  

- Einsicht in die Kontoauszüge von Kreditinstituten.  

- Retrograde Kontrolle der Debitoren und Kreditoren anhand der Zahlungsein-  
und -ausgänge nach dem Bilanzstichtag.  

- Lückenlose Prüfung der Rückstellungen auf Berechtigung und Angemessenheit.  

- Stichprobenweise Überprüfung der übrigen Bilanzposten anhand der betreffenden 
Geschäftsvorfälle. 

- Überprüfung der vollständigen Erfassung von Aufwendungen und Erträgen bei 
wesentlichen Dauerschuldverhältnissen.  

- Überprüfung der Angemessenheit der Verteilung der Erträge und Kosten auf 
Kostenstellen und Kostenträger im Rahmen der Ermittlung der Verlustausgleichs-
ansprüche. 
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D. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG 
 
 

I. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen  
 

26 Die EDN ist nach § 11 ff des Staatsvertrages verpflichtet, Bücher nach den Regeln der 
kaufmännischen doppelten Buchführung zu führen. 

Die Finanzbuchführung erfolgte im Geschäftsjahr 2005 bei der EDN. Dazu wurde das 
Programm TopFib der Firma Addison verwendet, das einen Kontenplan und Auswer-
tungen nach Grundsätzen kaufmännischer Buchführung zulässt. 
 
Das Programm wurde von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Ernst & Young AG 
geprüft. Bei unserer Prüfung haben wir keine Feststellungen getroffen, die gegen eine 
Ordnungsmäßigkeit der Buchführung sprechen. 
 
 

27 Die Buchungsbelege werden geordnet abgelegt. Die den Buchungen auf den Konten 
zugehörigen Geschäftsvorfälle ließen sich durch die Angabe der Belegnummern 
ermitteln.  

 
28 Das interne Kontrollsystem ist der Größe der EDN angemessen angelegt. Das Vier-

Augen-Prinzip wird nach unseren Feststellungen grundsätzlich eingehalten. 

 
29 Die Anlagenbuchführung erfolgt im Rahmen der Finanzbuchführung mit dem selben 

Programm. 

 
30 Die Rechnungslegung erfolgt über das von der Dataport entwickelte Programm 

Windeich. Per Schnittstelle werden die Daten in die Finanzbuchführung übergeben. 

 
31 Die Lohnbuchführung erfolgt extern maschinell über das Zentrum für Personaldienste 

in Hamburg. 

 
32 Insgesamt entspricht das Rechnungswesen den betrieblichen Erfordernissen. 
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II. Jahresabschluss zum 31.12.2005 
 
1. Ordnungsmäßigkeit 
 

33 Der Jahresabschluss wurde durch die EDN aufgestellt. 

 
34 Der Jahresabschluss, bestehend aus der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung und 

dem Anhang, entspricht den Vorschriften des Staatsvertrages. Die allgemeinen Vor-
schriften für den Jahresabschluss der großen Kapitalgesellschaften im Dritten Buch 
des Handelsgesetzbuches wurden sinngemäß angewendet. Für die Darstellung im 
Anhang galt § 285 Nr. 9 und 10 des Handelsgesetzbuches mit der Maßgabe, dass die 
Angaben für die Mitglieder des Vorstandes und des Verwaltungsrates zu machen 
waren. §§ 285 Nr. 8 und 286 Abs. 2 und 3 fanden keine Anwendung. Der Jahres-
abschluss und der gemäß § 22 EigVO vorgeschriebene Anhang wurden während der 
Prüfung geändert bzw. ergänzt. Diese Änderungen betrafen insbesondere Forde-
rungen und Rückstellungen sowie Abgrenzungen. 

 
35 Alle Bestandteile des Jahresabschlusses sind ordnungsgemäß aus den Inventur-

unterlagen entwickelt worden. Wir haben die vorgelegten Inventurunterlagen in Stich-
proben geprüft. Die Bilanzansätze sind entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung bewertet und zu 
Bilanzposten gegliedert. 

Wertminderungen der abnutzbaren Gegenstände des Anlagevermögens wurden durch 
(handelsrechtlich) angemessene Abschreibungen berücksichtigt. Eine perioden-
gerechte Aufwands- und Ertragsabgrenzung nach dem Grundsatz der Wesentlichkeit 
ist erfolgt; ausreichende Rückstellungen wurden gebildet. 
 
 

36 Der Anhang enthält die vorgeschriebenen Erläuterungen zu den Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden sowie zu den einzelnen Posten der Bilanz und der Gewinn- und 
Verlustrechnung. Im Anhang sind auch die sonstigen Pflichtangaben richtig und voll-
ständig wiedergegeben worden. 

 
37 Der Jahresabschluss 2005 ist als Anlage 3.1 – 3.3 diesem Prüfungsbericht beigefügt. 

Die Erläuterungen zum Jahresabschluss 2005 sind der Anlage 2 zu diesem Bericht zu 
entnehmen. 

 
 

2. Gesamtaussage 
 

38 Der Jahresabschluss vermittelt insgesamt aus dem Zusammenwirken von Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung sowie ergänzend aus dem Lagebericht ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft. 
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3. Vermögenslage und Finanzierung 
 

39 Grundlage für die Darstellung der Vermögenslage ist die als Anlage 3.1 beigefügte 
Bilanz zum 31.12.2005. Zusammengefasst ergibt sich folgendes Bild: 

Veränderung
01.01.2004 31.12.2004 31.12.2005 2004/2005

A K T I V A T€ % T€ % T€ % T€

Anlagevermögen

Immaterielle Vermögensgegenstände 103,0 1,3 72,1 0,8 32,3 0,3 -39,8

Sachanlagevermögen
- technische Anlagen und Maschinen 1.051,7 13,7 887,5 9,6 762,1 7,2 -125,4
- andere Anlagen, Betriebs- und

Geschäftsausstattung 734,6 9,6 714,2 7,7 740,7 7,0 26,5
1.889,3 24,6 1.673,8 18,1 1.535,1 14,5 -138,7

Umlaufvermögen
Vorräte 38,0 0,5 63,6 0,7 60,0 0,6 -3,6
Forderungen und sonstige
Vermögensgegenstände
- Forderungen aus Lieferungen 

und Leistungen 0,0 0,0 357,1 3,9 406,8 3,9 49,7
- Forderungen gg. Anstaltsträger 5.741,4 74,9 5.947,5 64,2 7.010,5 66,6 1.063,0
- sonstige Vermögensgegenstände 0,0 0,0 34,4 0,4 4,9 0,0 -29,5
Liquide Mittel 0,0 0,0 1.063,7 11,5 1.394,4 13,2 330,7

5.779,4 100,0 7.466,3 80,7 8.876,6 84,3 1.410,3

Rechnungsabgrenzungsposten 0,0 0,0 112,0 1,2 116,6 1,2 4,6

Summe der Aktivseite 7.668,7 100,0 9.252,1 100,0 10.528,3 100,0 1.276,2

P A S S I V A

Eigenkapital
- Stammkapital 1.780,0 23,2 1.780,0 19,2 1.780,0 16,9 0,0
- Kapitalrücklage 147,4 1,9 617,4 6,7 617,4 5,9 0,0

- Jahresüberschuss / -fehlbetrag 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1.927,4 25,1 2.397,4 25,9 2.397,4 22,8 0,0

Rückstellungen
- Pensionen und ähnliche 

Verpflichtungen 4.942,1 64,5 5.362,8 58,0 6.419,8 60,9 1.057,0
- sonstige 799,2 10,4 1.037,0 11,2 1.631,3 15,5 594,3
Verbindlichkeiten
- aus Lieferungen und Leistungen 0,0 0,0 31,6 0,3 73,9 0,7 42,3
- gegenüber Anstaltsträgern 0,0 0,0 418,4 4,5 0,0 0,0 -418,4
- sonstige 0,0 0,0 4,9 0,1 5,9 0,1 1,0
Schulden 5.741,3 74,9 6.854,7 74,1 8.130,9 77,2 1.276,2

Summe der Passivseite 7.668,7 100,0 9.252,1 100,0 10.528,3 100,0 1.276,2
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40 Das Anlagevermögen macht im Verhältnis zur Bilanzsumme zum 31.12.2005 
rd. 14,5 % aus. 

Im Geschäftsjahr 2005 wurden Investitionen in Höhe von T€ 255 durchgeführt.  
 
Insgesamt hat sich das Anlagevermögen wie folgt entwickelt: 
 

T€

Stand am 01.01.2005 1.674
Zugang 255
Abschreibung -381
Abgang -13
Stand am 31.12.2005 1.535

 
 
Wesentliche stille Reserven sind nach unserer Einschätzung nicht erkennbar. 
 
 

41 Das Anlagevermögen ist durch das Eigenkapital gedeckt.  

 
42 Das ausgewiesene Eigenkapital beträgt zum 31.12.2005 unverändert T€ 2.397. Das 

sind rd. 23 % der Bilanzsumme. Gemäß Ausführungsanweisung zur Eigenbetriebs-
verordnung vom 13.01.1987 (Amtsblatt S-H 1987 S. 67) wird eine Mindestausstattung 
von 30 % gefordert. Diese kann u.E. sinngemäß angewendet werden. Vor dem Hinter-
grund, dass die Trägerländer verpflichtet sind laufende Verluste auszugleichen, kann 
die Eigenkapitalausstattung als ausreichend angesehen werden. 

 
43 Sowohl die Rückstellungen als auch die Forderungen gegen die Trägerländer sind im 

Berichtsjahr stark angestiegen. Dieser Umstand hat folgende Gründe. Zum einen 
musste ein Mehrbedarf an Rückstellungen für Pensionen durch die neuen gültigen 
Richttafeln 2005 G von Klaus Heubeck hingenommen werden und zum anderen 
wurden die Rückstellungen für Altersteilzeit und Beihilfeverpflichtungen im Geschäfts-
jahr erstmals auf Grund eines versicherungsmathematischen Gutachtens ermittelt, was 
eine Anpassung zur ursprünglich gebildeten Rückstellung zur Folge hatte. Die EDN ist 
damit unserer Empfehlung aus dem Vorjahr nachgekommen. Durch den Anstieg der 
Rückstellungen stiegen auch die sich daraus resultierenden Forderungen gegen die 
Trägerländer. 

Wesentliche stille Reserven sind nach unserer Einschätzung nicht erkennbar. 
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4. Liquiditätslage 
 

44 Die wesentlichen finanzwirtschaftlichen Vorgänge im Geschäftsjahr 2005 im Vergleich 
zum Vorjahr werden im Folgenden mit Hilfe einer Kapitalflussrechnung auf der Basis 
des Nettogeldvermögens (liquide Mittel) dargestellt. 

A. Veränderung Liquide Mittel 

Stand 01.01.2005 1.063,7
Stand 31.12.2005 1.394,4
Erhöhung 330,7

 
 

B. Ursachen der Veränderung 2 0 0 4 2 0 0 5
T€ T€ T€ T€

1. Jahresgewinn 0,0 0,0
2. Abschreibungen Anlagevermögen 397,4 380,9
3. Erhöhung Pensionsrückstellungen 420,7 1.057,0
4. Erhöhung Rückstellungen für

ATZ und Beihilfe 0,0 633,0
5. Erhöhung Forderungen Anstaltsträger

Übernahme ATZ und Beihilfe und Urlaub 0,0 -69,5
6. Erhöhung Forderungen Anstaltsträger

Pensionsübernahme -291,0 -853,3

7. = Cash Flow 527,1 1.148,1
8. Abgänge zum Restbuchwert 31,8 13,0
9. Zunahme/ Abnahme Vorräte -25,6 3,6

10. Zunahme Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen -357,1 -49,7

11. Abnahme/ Zunahme Forderungen gegen
Anstaltsträger
(ohne Pensionen, ATZ und Beihilfen) 84,9 -140,1

12. Zunahme/ Abnahme sonstige 
Vermögensgegenstände -34,4 29,5

13. Zunahme aktive Rechnungsabgrenzungsposten -112,0 -4,6
14. Zunahme/Abnahme sonstige Rückstellungen 237,7 -38,6
15. Zunahme Verbindlichkeiten aus Lieferungen

und Leistungen 31,6 42,3
16. Zunahme/Abnahme Verbindlichkeiten ggü. Anstaltsträgern 418,4 -418,4
17. Zunahme sonstige Verbindlichkeiten 4,9 1,0

18. = Mittelzufluss aus laufender 
   betrieblicher Tätigkeit 807,3 586,1

19. Auszahlung für Investitionen -213,6 -255,4

20. = Mittelabfluss aus Investitionstätigkeit -213,6 -255,4
21. Einzahlung Liquiditätszuschuss 470,0 0,0

22. = Mittelzufluss aus Finanzierung 470,0 0,0

23. Summe Zeilen 18, 20, 22 1.063,7 330,7
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5. Ertragslage 
 

45 In der folgenden Aufstellung werden die Erträge und Aufwendungen des Geschäfts-
jahres 2005 nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten zusammengefasst. 

 

T€ % T€ %

1. Erlöse aus Gebühren 4.666,1 100,0 4.619,7 100,0

2. Sonstige betriebliche Erträge 91,9 2,0 61,6 1,3

3. Materialaufwand -3,4 -0,1 -43,0 -0,9

4. Personalaufwand laufend -3.262,4 -69,9 -3.584,0 -77,6

5. Sonstige betriebliche Aufwendungen -1.076,3 -23,1 -1.239,8 -26,8

6. Sonstige Steuern -7,6 -0,2 -7,9 -0,2

7. Betriebsergebnis vor Abschreibungen 408,3 8,7 -193,4 -4,2

8. Personalaufwand langfristig -201,5 -4,3 -356,0 -7,7

9. Abschreibungen -397,4 -8,5 -380,9 -8,2

10. Betriebsergebnis -190,6 -4,1 -930,3 -20,1

11. Finanzergebnis 3,0 0,1 15,5 0,3

12. Erträge aus Verlustübernahme 187,6 4,0 914,8 19,8

13. Jahresüberschuss 0,0 0,0 0,0 0,0

20052004
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6. Wirtschaftsplan 
 

46 Im Folgenden werden die Ist-Zahlen aus dem Jahresabschluss 2005 dem Planansatz 
des Geschäftsjahres aus dem am 05.07.2005 vom Verwaltungsrat beschlossenen Wirt-
schaftsplan gegenüber gestellt: 

2004 Abwei-
Ist Plan Ist chung
T€ T€ T€ T€

Erlöse aus Gebühren 4.666,1 4.325,0 4.619,7 +294,7
Sonstige betriebliche Erträge 91,9 125,0 61,6 -63,4

Gesamtleistung 4.758,0 4.450,0 4.681,3 +231,3

Materialaufwand -3,4 -27,0 -43,0 -16,0

Rohertrag 4.754,6 4.423,0 4.638,3 +215,3

Personalaufwendungen -3.463,9 -3.694,0 -3.940,1 -246,1
Abschreibungen -397,4 -388,0 -380,9 +7,1
Sonstige betriebliche Aufwendungen -1.076,3 -1.327,0 -1.239,7 +87,3
Sonstige Steuern -7,6 -9,0 -7,9 +1,1

Betriebsergebnis -190,6 -995,0 -930,3 +64,7

Zinsertrag 3,0 0,0 15,5 +15,5

Fehlbetrag vor Ausgleich -187,6 -995,0 -914,8 +80,2

Erträge aus Verlustübernahme 187,6 995,0 914,8 -80,2
Jahresüberschuss / -fehlbetrag 0,0 0,0 0,0 0,0

2005

 
 

47 Im Geschäftsjahr 2005 lagen die Erlöse aus Gebühren mit T€ 294,7 über dem Plan-
ansatz.  

 
48 Die sonstigen betrieblichen Erträge lagen um T€ 63,4 niedriger als geplant.  

 
49 Die Personalaufwendungen lagen um T€ 246,1 über dem Planansatz. Dies liegt vor 

allem an den Anpassungen an die versicherungsmathematischen Gutachten.  

 
50 Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen waren um T€ 87,3 niedriger als geplant. 

Das liegt im Wesentlichen an den niedrigeren Raumkosten (T€ 21), Fahrzeugkosten 
(T€ 8), Beiträge DAM/GEZ (T€ 13) sowie Kosten für Rückbau (T€ 35). 
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51 Insgesamt ist das Betriebsergebnis um T€ 80,2 besser ausgefallen als im Planansatz 
vorgesehen, so dass die Verlustübernahme durch die Länder um diesen Betrag gerin-
ger ausfällt.  

 
52 Es wurden in 2005 Investitionen in Höhe von T€ 255 durchgeführt. Nach dem geneh-

migten Investitionsplan waren Ergänzungsinvestitionen in Höhe von T€ 124 sowie 
Ersatzinvestitionen in Höhe von T€ 186 geplant.  

 
53 Der Stellenplanplan für 2005 wurde mit 46 Beamtinnen bzw. Beamten, 40 Angestellten 

und 3 Arbeitern eingehalten. 

 
 
7. Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und wirtschaftliche Verhältnisse 
 

54 Es wurden von uns keine Feststellungen getroffen, die gegen die Ordnungsmäßigkeit 
der Geschäftsführung sprechen. 

Die wirtschaftlichen Verhältnisse geben zu wesentlichen Beanstandungen keinen 
Anlass. 
 
Im Einzelnen verweisen wir auf den in der Anlage 4 wiedergegebenen Fragenkatalog 
zu § 53 HGrG. 
 

 
 
8. Feststellungen aus der Erweiterung des Prüfungsauftrages 

 
55 Auftragsgemäß wurde die Prüfung auf die Angemessenheit der Verteilung der Erträge 

und Kosten auf Kostenstellen und Kostenträger im Rahmen der Ermittlung der Verlust-
ausgleichsansprüche gegen die Trägerländer gemäß § 11 der Satzung der EDN 
erweitert. 

§ 11 der Satzung sieht vor, dass die EDN eine Kostenstellen- und Kostenträger-Rech-
nung erstellt und die Verteilung der Erträge und Kosten unter Beachtung des Grund-
satzes der verursachungsgerechten Zuordnung sowie des Gebotes der Effizienz und 
Sparsamkeit des Rechnungswesens festzulegen und bedarfsgerecht anzupassen ist. 
 
Mit Unterstützung einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist als Aufteilungsschlüssel die 
Kosten- und Leistungsrechnung auf Basis der Zurechnung von Kosten und Leistungen 
zu den Niederlassungen der EDN in den Ländern FHH und S-H vorgeschlagen 
worden. Dabei sollen zunächst statt der Leistungen die Erträge der Niederlassungen 
angesetzt werden. Später könne darüber nachgedacht werden, Leistungen (auch 
unentgeltliche und hoheitliche Überwachungsaufgaben) zu definieren und zu bewerten. 
 
Während die Erträge und Aufwendungen (ohne Personalaufwendungen) sich den 
Kostenstellen (Niederlassungen) zuordnen ließen, war dies bei den Personalkosten 
nicht ohne weiteres möglich. Daher wurden die Personalkosten auf Vorschlag der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nach einer Zeiterfassung und Stundenverrechnungs-
sätzen aufgestellt. 
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Die Differenz zu den tatsächlichen Personalaufwendungen beträgt insgesamt 
rd. T€ 424 bzw. 2,85 €/Stunde. Diese Differenz wurde nach den tatsächlichen Stunden 
aufgeteilt. Die relativ große Differenz liegt im Wesentlichen an folgenden Aspekten: 
 
• In den angesetzten Stundenverrechnungssätzen sind Aufwendungen aus Pensions- 

und Beihilfelasten mit einem Zuschlag von 30 % berücksichtigt. 

• In den Aufwendungen lt. Gewinn- und Verlustrechnungen sind relativ große Anpas-
sungen enthalten, da Beihilfelasten erstmals durch ein versicherungsmathema-
tisches Gutachten ermittelt wurden und bei den Pensionslasten eine Anpassung der 
zu Grunde liegenden Sterbetafeln erfolgte. Ferner wurden Rückstellungen für 
Altersteilzeit erstmals durch ein versicherungsmathematisches Gutachten ermittelt. 
Diese Aufwendungen sind in den Stundenverrechnungssätzen nicht ausdrücklich 
vermerkt. 

• Auf Grund der erstmaligen Ermittlung durch versicherungsmathematische Gutach-
ten werden in gewissem Umfang Aufwendungen des Jahres 2004 nachgeholt. 

 
Wir halten die Aufteilung nach der gleichen Verfahrensweise wie im Vorjahr für sach-
gerecht und den Regelungen des § 11 der Satzung entsprechend. 
 
Mittels Plausibilitätsrechnungen wurde versucht, die Auswirkungen dieser außer-
gewöhnlichen Einflussfaktoren auf die Verlustaufteilung zu quantifizieren. Dabei ergab 
sich, dass die Alternativrechnungen zu keinen wesentlichen Abweichungen von der 
vorgenommenen Verlustaufteilung abweichen. 
 
 
 

III. Lagebericht 
 
 

56 Der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2005 entspricht den gesetzlichen Vorschriften. 

 
57 Unsere Prüfung ergab, dass der Lagebericht mit dem Jahresabschluss im Einklang 

steht. Er enthält die nach § 289 HGB erforderlichen Angaben und Erläuterungen. Die 
Risiken der zukünftigen Entwicklung sind zutreffend dargestellt. Die bei unserer 
Prüfung gewonnenen Erkenntnisse führen zu keiner anderen Beurteilung. Uns sind 
keine nach Schluss des Geschäftsjahres eingetretenen Vorgänge von besonderer 
Bedeutung bekannt geworden, über die zu berichten wäre. 
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E. WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS UND 
SCHLUSSBEMERKUNG 
 
 

58 Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem in der Anlage 3.1 – 3.3 beige-
fügten Jahresabschluss zum 31. Dezember 2005 und dem als Anlage 3.4 beigefügten 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2005 am 28. Juli 2006 den folgenden unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

 
B e s t ä t i g u n g s v e r m e r k  
 
"Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht 
der Eichdirektion Nord für das Geschäftsjahr vom 01.01.2005 bis 31.12.2005 geprüft. 
Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des 
Staatsvertrages und der Satzung liegen in der Verantwortung des Vorstandes der 
Eichdirektion Nord. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführ-
ten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buch-
führung und über den Lagebericht abzugeben.  
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-
führung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei 
der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäfts-
tätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die 
Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nach-
weise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend 
auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der ange-
wandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Vorstan-
des sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.  
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 
entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften sowie den ergänzenden 
Bestimmungen des Staatsvertrages und der Satzung und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- , Finanz- und Ertragslage der Eichdirektion Nord. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Eichdirektion Nord und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar." 
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59 Diesen Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-
schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung (IDW PS 450). 

 
 
Kiel, 28. Juli 2006 
 
 
 Treurat GmbH 

Treuhand- und Beratungsgesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
 

 (Niemeyer) 
Wirtschaftsprüfer 

(Jordan) 
Wirtschaftsprüfer 

 
 
 
Bei Veröffentlichung oder Weitergabe des Jahresabschlusses in einer von der bestätigten 
Fassung abweichenden Form bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern 
hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; wir 
weisen insbesondere auf § 328 HGB hin. 
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I. Rechtliche Grundlagen 
 
1 Die Eichdirektion Nord (EDN) ist als rechtsfähige Anstalt öffentlichen Rechts durch 

das Gesetz vom 11.12.2003 zum Staatsvertrag zwischen den Ländern Hamburg 
(FHH) und Schleswig-Holstein (S-H) errichtet worden. Mit Inkrafttreten des Staats-
vertrages sind das Referat Eichdirektion der Behörde für Wirtschaft und Arbeit der 
FHH sowie das dem S-H Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (MWAV) 
zugeordnete Amt für das Eichwesen einschließlich der Eichämter Kiel, Lübeck, 
Flensburg und Elmshorn im Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die EDN über-
gegangen (§ 1 des Staatsvertrages). 

 
2 Sitz der Anstalt ist Kiel. Die EDN hat in jedem beteiligten Land mindestens eine 

Dienststelle. 

 
3 Träger der EDN sind die FHH und das Land S-H. 

 
4 Nach § 2 des Staatsvertrages wird die EDN mit einem Stammkapital von T€ 1.780 

ausgestattet, wovon FHH eine Einlage von T€ 530 und S-H eine Einlage von 
T€ 1.250 übernimmt. Die Stammeinlagen wurden erbracht durch Sacheinlagen in 
Form von Sachen und Rechten, die auf die EDN übertragen wurden. 

 
5 Die Länder FHH und S-H haften für die Verbindlichkeiten als Gewährträger unbe-

schränkt gegenüber Dritten als Gesamtschuldner, im Innenverhältnis jedoch im 
Verhältnis ihrer Stammeinlagen. 

 
6 Nach § 3 des Staatsvertrages hat die EDN folgende Aufgaben: 

 Aufgaben des gesetzlichen Messwesens, soweit diese von FHH und S-H übertra-
gen wurden, 

 Auftragsangelegenheiten im Zusammenhang mit dem gesetzlichen Messwesen 

 Vertretung und Interessenwahrnehmung in Fachgremien auf nationaler und 
internationaler Ebene 

 Unterstützung und Beratung für FHH und S-H in allen Fragen des gesetzlichen 
Messwesens 

 Weitere Aufgaben und Geschäfte jeglicher Art im Zusammenhang mit den Aufga-
ben des gesetzlichen Messwesens, soweit dies wettbewerbsrechtlich zulässig ist 
(insoweit ist die Gewährträgerhaftung ausgeschlossen). 

Die EDN darf sich zur Erfüllung der Aufgaben Dritter bedienen, weitere Unternehmen 
gründen oder sich an fremden Unternehmen beteiligen. In diesen Fällen ist die 
Haftung auf die jeweilige Einlage oder den Wert des Gesellschaftsanteils zu 
beschränken; die Anstaltslast ist insoweit ausgeschlossen.  
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7 Die zuständigen Behörden der FHH und des Landes S-H üben die Aufsicht über die 

EDN im Einvernehmen aus. 

 
8 Nach § 10 des Staatsvertrages erhält die EDN eine Satzung, in der nähere Vorschrif-

ten über die innere Verfassung der Anstalt, über Befugnisse und Pflichten der 
Organe und die Anforderungen an die Wirtschafts- und Finanzplanung getroffen 
werden. Die Satzung vom 23.12.2003 wurde im Amtlichen Anzeiger der FHH und im 
Amtsblatt für S-H veröffentlicht. 

 
 

II. Organe 
 
 

9 Die EDN hat folgende Organe:  

 den Verwaltungsrat, 

 den Vorstand. 

 
10 Der Verwaltungsrat hat fünf Mitglieder, wovon zwei durch die FHH und zwei durch 

das Land S-H berufen werden und ein Mitglied die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
vertritt. Zum Ende des Geschäftsjahres bestand der Verwaltungsrat aus folgenden 
Personen: 

 Hassan Bashayan, Vorsitzender, Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und 
Verkehr des Landes Schleswig-Holstein, Kiel 

 Stephan Möller-Horns, Behörde für Wirtschaft und Arbeit, Hamburg 

 Dorothea Werk-Dorenkamp, Behörde für Wirtschaft und Arbeit, Hamburg 

 Helmut Koch, Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein, Kiel 

 Detlef Anders, EDN, Kiel 

Mit Wirkung zum 01.01.2006 fand turnusgemäß ein Wechsel des Vorsitzenden statt. 
Frau Werk-Dorenkamp ist ab diesem Zeitpunkt Vorsitzende, Herr Bashayan stellver-
tretender Vorsitzender. 
 
Herr Möller-Horns ist aus dem Verwaltungsrat ausgeschieden. Seit dem 01.02.2006 
ist Frau Andrea Franzki zum Mitglied des Verwaltungsrats berufen. 
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Die Aufgaben des Verwaltungsrates sind in § 6 des Staatsvertrages aufgeführt. 
Dazu gehören insbesondere: 
 
 Satzungsänderungen, Veränderungen des Stammkapitals, 

 Bestellung, Anstellung, Abberufung, Ernennung, Entlassung von Mitgliedern  
des Vorstandes, 

 Bestellung und Beauftragung des Abschlussprüfers, 

 Feststellung des Jahresabschlusses, Genehmigung des Lageberichts und 
Beschlussfassung über das Jahresergebnis, 

 Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan und dessen Änderung, 

 Entlastung des Vorstandes. 

 
11 Der Vorstand bestand zum Ende des Geschäftsjahres aus den folgenden zwei 

Mitgliedern: 

 Dipl.-Ing. Eckehard Liebthal, Kiel 

 Dr. Herbert Weit, Kiel (seit 01.11.2005) 

Bis Mitte des Jahres 2005 war Herr Johann Remlein Mitglied des Vorstandes. 

Mit Wirkung vom 01.05.2006 ist Herr Liebthal ausgeschieden. Dafür wurde Herr 
Jürgen Ehlers in den Vorstand berufen. 

Der Vorstand leitet die EDN und führt die Geschäfte. 

 
 

III. Kaufmännische Grundsätze und Grundlagen der Rechnungslegung 
 
 

12 Nach § 11 des Staatsvertrages ist die EDN nach kaufmännischen Grundsätzen zu 
führen. Soweit hoheitliche Tätigkeiten erbracht werden, erhält die EDN Gebühren 
und Auslagen nach gebührenrechtlichen Vorschriften. Soweit Leistungen auf Grund 
vertraglicher Vereinbarungen erbracht werden, erhebt die EDN Entgelte. 

 
13 Die EDN führt eigene Bankkonten und darf nach § 11 Abs. 8 des Staatsvertrages 

kurzfristige Liquiditätsbedarfe durch Kredite decken. 

 
14 Verluste werden von den Trägern erstattet. Die FHH und das Land S-H tragen diese 

nach verursachungsgerechter Zuordnung von Erträgen und Kosten auf Basis einer 
Kosten- und Leistungsrechnung. 



 

  
Anlage 1 

Seite 4 
Tz. 

 
15 Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Nach § 13 des Staatsvertrages 

finden die Vorschriften des Dritten Buches des HGB (Handelsbücher) für große 
Kapitalgesellschaften entsprechende Anwendung. Bei der Prüfung des Jahres-
abschlusses findet ergänzend § 53 HGrG Anwendung.  

 
16 Die Rechnungshöfe der Länder FHH und S-H haben die Prüfungsrechte gemäß den 

jeweiligen Landeshaushaltsordnungen (LHO). 

 
17 Sämtliche Arbeitsverhältnisse gehen kraft § 15 des Staatsvertrages auf die EDN 

über. Die EDN sagt diesen Arbeitnehmern eine betriebliche Altersversorgung in ent-
sprechender Anwendung des Tarifvertrages über die betriebliche Altersversorgung 
der Beschäftigten im öffentlichen Dienst (ATV), der Satzung der Versorgungsanstalt 
des Bundes und der Länder (VBLS) bzw. der für die Arbeitnehmer der FHH 
geltenden Vorschriften zu. 
 
Nach § 17 des Staatsvertrages werden die Beamten in den Dienst der EDN über-
nommen. 
 
 

18 In der Eröffnungsbilanz wurden die Gegenstände des Anlagevermögens mit ihrem 
aktuellen Zeitwert erfasst. Um den tatsächlichen Aufwand zur Ermittlung der Zeit-
werte zu begrenzen, wurden diese teilweise geschätzt, wobei Ausgangspunkt der 
Schätzung regelmäßig die tatsächlichen Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten 
waren, die mit Hilfe bestimmter Faktoren fortgeschrieben werden. Die Restnutzungs-
dauern wurden ebenfalls geschätzt. 
 
Forderungen und Schulden wurden mit dem jeweiligen Nennwert erfasst.  
 
Bei Rückstellungen für Pensionen und Anwartschaften wurde ein versicherungs-
mathematisches Gutachten in Auftrag gegeben. Soweit es sich um anteilige Ansprü-
che für die Zeit vor dem 01.01.2004 handelt, wurden diese als Forderungen gegen-
über den Trägerländern ausgewiesen. Auch insoweit wurde auf versicherungs-
mathematische Gutachten zurückgegriffen. Für das Geschäftsjahresende wurden 
darüber hinaus erstmals Gutachten für Beihilfelasten und 
Altersteilzeitverpflichtungen erstellt. 
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IV. Steuerliche Verhältnisse 
 
 
19 Die Eichdirektion Nord erbringt im Rahmen ihrer Tätigkeit hoheitliche Aufgaben. Sie 

unterliegt insoweit gemäß § 1 Abs. 1 KStG i.V.m. § 4 Abs. 5 KStG nicht der Körper-
schaftsteuer.  

 
20 Nach § 2 Abs. 2 GewStDV gehören Unternehmen juristischer Personen des öffent-

lichen Rechts nicht zu den Gewerbebetrieben, sofern sie hoheitliche Aufgaben erfül-
len. Insoweit ist die Eichdirektion Nord nicht gewerbesteuerpflichtig gemäß 
§ 2 Abs. 1 GewStG. Auf die Abgabe von Körperschaftsteuer- und 
Gewerbesteuererklärungen wurde bisher aus Vereinfachungsgründen wegen 
fehlender Gewinnerzielungsabsicht verzichtet. 

 
21 Soweit die EDN Tätigkeiten ausübt, die nicht hoheitlicher Art sind und auch von 

anderen Unternehmen angeboten werden könnten, liegt ein Betrieb gewerblicher Art 
i.S.d. § 2 Abs. 3 UStG und § 4 KStG vor. Insoweit ist die EDN Unternehmer und 
erzielt umsatzsteuerpflichtige Einnahmen.  
 
Die hoheitliche Tätigkeit unterliegt nicht der Umsatzsteuer. Die Eichdirektion Nord ist 
danach insoweit auch zum Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 1 UStG nicht berechtigt. 
 
 
Im Berichtsjahr hat für den Zeitraum vom 01.12.2003 bis zum 31.12.2004 eine 
Lohnsteueraußenprüfung des Finanzamtes für Großunternehmen in Hamburg 
stattgefunden. Die Prüfung führte zu keinen Beanstandungen. 
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J a h r e s a b s c h l u s s  
zum 31. Dezember 2005 

und 
L a g e b e r i c h t  

für das Geschäftsjahr 2005 
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24105 Kiel 
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Eichdirektion Nord, Kiel

B I L A N Z   zum   31. Dezember 2005
A K T I V A

Stand 31.12.2005 Stand 31.12.2004
€ € € € €

A. Anlagevermögen

I. I m m a t e r i e l l e  
V e r m ö g e n s g e g e n s t ä n d e

Konzessionen, gewerbliche 
Schutzrechte und ähnliche Rechte
und Werte sowie Lizenzen 
an solchen Rechten und Werten 32.336,20 72.069,00

II. S a c h a n l a g e n

1. Technische Anlagen und Maschinen 762.042,71 887.516,83

2. Andere Anlagen, Betriebs- und
Geschäftsausstattung 740.742,53 1.502.785,24 1.535.121,44 714.192,48 1.673.778,31

B. Umlaufvermögen

I. V o r r ä t e

Fertige Erzeugnisse und Waren 60.011,07 63.590,02

II. F o r d e r u n g e n   u n d   s o n s t.
V e r m ö g e n s g e g e n s t ä n d e

1. Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen 406.841,72 357.163,89
davon mit einer Restlaufzeit mehr als 1 Jahr (0,00) (0,00)

2. Forderungen gegen Anstaltsträger 7.010.442,60 5.947.468,59
davon mit einer Restlaufzeit mehr als 1 Jahr (6.838.686,00) (5.899.939,67)

3. Sonstige Vermögensgegenstände 4.917,81 7.422.202,13 34.366,67 6.338.999,15
davon mit einer Restlaufzeit mehr als 1 Jahr (0,00) (0,00)

III. K a s s e n b e s t a n d,   B u n d e s -
b a n k g u t h a b e n,   G u t h a b e n
b e i   K r e d i t i n s t i t u t e n
u n d   S c h e c k s 1.394.377,58 8.876.590,78 1.063.667,11

C. Rechnungsabgrenzungsposten 116.565,22 112.021,68

BILANZSUMME 10.528.277,44 9.252.056,27
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Eichdirektion Nord, Kiel

B I L A N Z   zum   31. Dezember 2005
P A S S I V A

Stand 31.12.2005 Stand 31.12.2004
€ € € €

A. Eigenkapital

I. S t a m m k a p i t a l 1.780.000,00 1.780.000,00

II. K a p i t a l r ü c k l a g e 617.375,87 617.375,87

III. J a h r e s ü b e r s c h u s s  /
J a h r e s f e h l b e t r a g 0,00 2.397.375,87 0,00 2.397.375,87

B. Rückstellungen

1. Rückstellungen für Pensionen und 
ähnliche Verpflichtungen 6.419.807,00 5.362.802,00

2. Sonstige Rückstellungen 1.631.383,26 8.051.190,26 1.036.964,52 6.399.766,52

C. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen
und Leistungen 73.805,71 31.557,75
davon mit einer Restlaufzeit bis zu 1 Jahr (73.805,71) (31.557,75)

2. Verbindlichkeiten gegenüber
Anstaltsträgern 0,00 418.410,43
davon mit einer Restlaufzeit bis zu 1 Jahr (0,00) (418.410,43)

3. Sonstige Verbindlichkeiten 5.905,60 79.711,31 4.945,70 454.913,88
davon mit einer Restlaufzeit bis zu 1 Jahr (5.905,60) (4.945,70)

BILANZSUMME 10.528.277,44 9.252.056,27
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Eichdirektion Nord, Kiel

Gewinn- und Verlustrechnung 
für die Zeit vom 01.01.2005 bis 31.12.2005

Vorjahr

€ € € €

1. Erlöse aus Gebühren 4.619.677,58 4.666.083,71

2. Sonstige betriebliche Erträge 61.602,66 91.946,66

3. Materialaufwand

Aufwendungen für Roh-, Hilfs, und Betriebsstoffe
und für bezogene Waren -43.034,51 -3.428,43

Rohergebnis 4.638.245,73 4.754.601,94

4. Personalaufwand

  a) Löhne und Gehälter -3.173.577,08 -2.880.860,94
  b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für

Altersversorgung und für Unterstützung -766.433,13 -3.940.010,21 -583.054,00 -3.463.914,94
davon für Altersversorgung (204.577,25) (149.403,59)

5. Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des Anlage-
 vermögens und Sachanlagen -380.946,58 -397.383,02

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen -1.239.636,51 -1.076.342,84

Zwischensumme -922.347,57 -183.038,86

7. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 15.500,77 2.981,74

8. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -906.846,80 -180.057,12

9. Sonstige Steuern -7.952,20 -7.573,91

10. Erträge aus Verlustübernahme 914.799,00 187.631,03

11. Jahresüberschuss / Jahresfehlbetrag 0,00 0,00

Geschäftsjahr



Eichdirektion Nord, Kiel

Entwicklung des Anlagevermögens (Anlagengitter) zum 31.12.2005

Stand Zugänge Abgänge im Stand A b s c h r e i b u n g e n Zuschreibung Buchwert Buchwert
01.01.2005 zu AK/HK Geschäftsjahr 31.12.2005 aus laufendes Berichtigung Gesamt im laufenden 31.12.2005 31.12.2004
zu AK/HK* zu AK/HK zu AK/HK Vorjahren Geschäftsjahr w. Abgang Geschäftsjahr

€ € € € € € € € € € €

I. Immaterielle 
Vermögensgegenstände

Konzessionen, gewerbliche 
Schutzrechte und ähnliche
Rechte und Werte sowie 
Lizenzen an solchen
Rechten und Werten 188.902,46 0,00 1.071,35 187.831,11 116.833,46 39.420,80 -759,35 155.494,91 0,00 32.336,20 72.069,00

II. Sachanlagen

1. Technische Anlagen 2.261.510,85 27.795,60 9.439,63 2.279.866,82 1.373.994,02 152.294,46 -8.464,37 1.517.824,11 0,00 762.042,71 887.516,83
und Maschinen

2. Andere Anlagen, 
Betriebs- und
Geschäftsausstattung 1.819.886,91 227.571,67 155.057,18 1.892.401,40 1.105.694,43 189.231,32 -143.266,88 1.151.658,87 0,00 740.742,53 714.192,48

4.081.397,76 255.367,27 164.496,81 4.172.268,22 2.479.688,45 341.525,78 -151.731,25 2.669.482,98 0,00 1.502.785,24 1.601.709,31

Gesamt 4.270.300,22 255.367,27 165.568,16 4.360.099,33 2.596.521,91 380.946,58 -152.490,60 2.824.977,89 0,00 1.535.121,44 1.673.778,31

* AK/HK = Anschaffungskosten / Herstellungskosten

A
nhang

A
nlage zum
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A N H A N G  

zum 31. Dezember 2005 

der Eichdirektion Nord, Kiel 

 
 
I. Allgemeine Angaben 
 
1. Grundlagen der Rechnungslegung 

 
Der vorliegende Jahresabschluss wurde nach den maßgeblichen Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches aufgestellt. Die Eichdirektion Nord wurde durch das Gesetz des 
Landes Schleswig-Holstein vom 11. Dezember 2003 sowie durch Gesetz der Freien 
und Hansestadt Hamburg vom 20. Dezember 2003 zum Staatsvertrag zwischen der 
Freien und Hansestadt Hamburg und dem Land Schleswig-Holstein über die Errichtung 
der Eichdirektion Nord als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen Rechts mit Wirkung 
vom 01. Januar 2004 mit Sitz in Kiel errichtet.  
 
Die Bilanz sowie die Gewinn- und Verlustrechnung sind entsprechend den Bestim-
mungen des HGB gem. §§ 266, 275 HGB gegliedert. Die Darstellung der Gewinn- und 
Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren gem. § 275 Abs. 2 HGB 
erstellt. 
 
Es wurden rechtsformspezifische Anpassungen vorgenommen. 
 
Posten der Bilanz, die sowohl am Bilanzstichtag als auch am Bilanzstichtag des 
Vorjahres keinen Betrag ausweisen, sind nicht aufgeführt. 

 
 
2. Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 

 
Mit dem In-Kraft-Treten des Staatsvertrages sind das Referat Eichdirektion der 
Behörde für Wirtschaft und Arbeit der Freien und Hansestadt Hamburg sowie das dem 
schleswig-holsteinischen Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr zugeordnete 
Amt für das Eichwesen einschließlich der Eichämter Kiel, Lübeck, Flensburg und 
Elmshorn im Wege der Gesamtrechtsnachfolge und die ihnen zuzuordnenden 
Sachgesamtheiten, Forderungen und immateriellen Vermögensgegenstände auf die 
Eichdirektion Nord übergegangen. 
 
Immaterielle Vermögensgegenstände wurden zu Anschaffungskosten angesetzt und 
um planmäßige Abschreibungen vermindert. 
 
Die Sachanlagen sind zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten, vermindert um 
planmäßige Abschreibungen entsprechend  der Nutzungsdauer, angesetzt.  
 
Als Abschreibungsmethode wurde die lineare Absetzung für Abnutzung gewählt. 
 
Geringwertige Wirtschaftsgüter werden im Jahr des Zugangs gem. § 6 Abs. 2 EStG voll 
abgeschrieben. Bei der Darstellung im Anlagengitter wird Vollabschreibungen im 
Anschaffungsjahr ein fiktiver Abgang im gleichen Jahr unterstellt. 
 



Anlage 3.3 
Seite 2 

 
Die Vorräte sind nach den folgenden Grundsätzen aktiviert worden: 
 
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und Waren wurden mit den Anschaffungskosten bzw. 
unter Beachtung des Niederstwertprinzips mit dem niedrigeren, am Abschlussstichtag 
beizulegenden Wert angesetzt. 
 
Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände wurden grundsätzlich zum 
Nominalwert angesetzt. Bei den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen wurden 
Einzelwertberichtigungen für akute Ausfallrisiken gebildet.  
 
Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks sind zum Nennwert 
angesetzt. 
 
Bei den Eigenkapitalpositionen ist das Stammkapital in Höhe von T€ 1.780 ausge-
wiesen (s. § 2 des Staatsvertrages). Davon hat die Freie und Hansestadt Hamburg 
durch Sacheinlage T€ 530, das Land Schleswig-Holstein T€ 1.250 geleistet. Die über 
diese Beträge in die Anstalt hinausgehenden Sach- und Kapitaleinlagen werden in der 
Kapitalrücklage ausgewiesen. 
 
Die Rückstellungen beinhalten sämtliche, nach vorsichtiger kaufmännischer Beur-
teilung erkennbaren Risiken. 
 
Die Pensionsrückstellungen beruhen auf versicherungsmathematischen Berech-
nungen und werden auf der Basis eines Zinsfußes von 6 % bewertet. Den Rückstel-
lungen liegen die Richttafeln 2005 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck zugrunde. 
 
Die in den sonstigen Rückstellungen enthaltenen Rückstellungen für Altersteilzeit 
und Beihilfeverpflichtungen beruhen auf versicherungsmathematischen Berech-
nungen und werden auf der Basis eines Zinsfußes von 5,5 % bewertet. 
 
Die Verbindlichkeiten sind mit ihrem Rückzahlungsbetrag passiviert. 
 
 

II. Erläuterungen zur Bilanz 
 
Anlagevermögen 
 
Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens ist dem Anlagengitter zu 
entnehmen. Die Abschreibungen des laufenden Geschäftsjahres ergeben sich aus 
dem Anlagengitter (§ 268 Abs. 2 Satz 3 HGB). 
 
 
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
 
Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände stellen sich wie folgt dar: 
 
  Davon mit 

Restlaufzeit 
  > 1 Jahr 
 T€ T€ 
   
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  407 0 
Forderungen gegen Anstaltsträger  7.010 6.839 
Sonstigen Vermögensgegenstände  5 0 
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Rückstellungen 
 
Im Geschäftsjahr 2005 wurden Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflich-
tungen in Höhe von T€ 6.420 passiviert. 
 
Die sonstigen Rückstellungen setzen sich wie folgt zusammen: 
 

  T€ 
   
 Urlaubsrückstellungen Eichdirektion Nord 2005 122 
 Rückstellungen für Altersteilzeitverpflichtungen 752 
 Rückstellungen für Abschluss- und Prüfungskosten 18 
 Rückstellungen für Beihilfe  739 

  1.631 
 
 
Verbindlichkeiten 
 
Die Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten gliedern sich wie folgt: 
 

Gesamt-
betrag bis 1 Jahr > 5 Jahre

T€ T€ T€
Verbindlichkeiten aus Lieferungen
und Leistungen 74 74 0

Sonstige Verbindlichkeiten 6 6 0

80 80 0

davon Restlaufzeit

 
 
Für die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen bestehen die üblichen 
Eigentumsvorbehalte. Im Übrigen sind die Verbindlichkeiten unbesichert. 
 
 
Haftungsverhältnisse 
 
Haftungsverhältnisse nach § 251 HGB bestehen nicht. 
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Sonstige finanzielle Verpflichtungen 
 
Zum Bilanzstichtag bestanden die folgenden finanziellen Verpflichtungen: 
 
a) Unbefristeter Mietvertrag für die Liegenschaft in Hamburg  

(rd. 159.000 €/Jahr). 

b) Mietverträge für die Liegenschaften in Kiel (rd. 71.000 €/Jahr),  
Lübeck (rd. 61.000 €/Jahr) und Elmshorn (rd. 62.000 €/Jahr),  
befristet bis 31.12.2011. 

c) Bewirtschaftungsverträge für die Liegenschaften Kiel (rd. 60.000 €/Jahr), 
Lübeck (rd. 37.000 €/Jahr), Elmshorn (rd. 27.000 €/Jahr) und  
Flensburg (rd. 8.000 €/Jahr), befristet bis 31.12.2009. 

d) Unbefristeter Mietvertrag für die Liegenschaft Flensburg (rd. 23.000 €/Jahr). 

e) Vertrag über den Anschluss der Eichdirektion Nord an das Landesnetz Schleswig-
Holstein (Sprachnetz) bis zum 30.09.2009 (z.Zt. T€ 1,5 netto/Monat). 

 

III. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 
 
Die Umsatzerlöse gliedern sich wie folgt auf: 
 
 2005 Vorjahr 
 T€ T€ 
Gebühren ohne Umsatzsteuer 4.422 4.504 
Gebühren mit Umsatzsteuer 170 140 
Einnahmen Ordnungswidrigkeiten 28 22 
 4.620 4.666 

 
 
Wesentliche periodenfremde Erträge sind in den sonstigen betrieblichen Erträgen in 
Höhe von T€ 21 aus der Auflösung von Rückstellungen enthalten. 
 
Wesentliche periodenfremde Aufwendungen sind in den sonstigen betrieblichen 
Aufwendungen in Höhe von T€ 33 enthalten. 
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IV. Sonstige Angaben 

 
1. Personalstand 

 
Im Geschäftsjahr 2005 waren durchschnittlich 34 Beamtinnen und Beamte,  
41 Angestellte und 5 Lohnempfänger beschäftigt. Der Vorstand wird zur Zeit aus zwei 
Angestellten (I BAT bzw. Ib BAT) gebildet. 
 
Die Berechnung erfolgte methodisch nach § 267 Abs. 5 HGB. 
 

 
2. Vorstand 
 

Während des Geschäftsjahres 2005 lag die Führung der Geschäfte bei: 
 
Herrn Dipl.-Ing. Eckehard Liebthal 
(kaufmännischer Vorstand und Sprecher des Vorstandes) 
 
Herrn Dipl.-Ing. Johann Remlein (bis 31.07.2005) 
(technischer Vorstand) 
 
Herrn Dr. Herbert Weit (ab 01.11.2005). 
 
 
Ab dem 01.05.2006 ist Herr Jürgen Ehlers als kaufmännischer Vorstand für  
Herrn Dipl-Ing. Eckehard Liebthal in den Vorstand eingetreten. 

 
 
Kiel, 27. Juni 2006  
 
Eichdirektion Nord 
 
 
   

Jürgen Ehlers  Dr. Herbert Weit 
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B e s t ä t i g u n g s v e r m e r k  
 
 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der Eichdirektion Nord für 
das Geschäftsjahr vom 01.01.2005 bis 31.12.2005 geprüft. Die Buchführung und die Aufstel-
lung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften 
und den ergänzenden Bestimmungen des Staatsvertrages und der Satzung liegen in der Ver-
antwortung des Vorstandes der Eichdirektion Nord. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage 
der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Ein-
beziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.  
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-
prüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrich-
tigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermit-
telten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender 
Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft 
sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise 
für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungs-
grundsätze und der wesentlichen Einschätzungen des Vorstandes sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.  
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.  
 
Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Bestimmungen des 
Staatsvertrages und der Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-
mäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens- , Finanz- und Ertragslage der Eichdirektion Nord. Der Lagebericht steht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Eichdirektion 
Nord und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 
Kiel, 28. Juli 2006  
 
 
 Treurat GmbH 

Treuhand- und Beratungsgesellschaft 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
 

 (Niemeyer) 
Wirtschaftsprüfer 

(Jordan) 
Wirtschaftsprüfer 
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Nachweis der Feststellungen 

zur Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 
und 

zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 
für das Geschäftsjahr 2005 

 

 
 

der 

Eichdirektion Nord 
Düppelstraße 63 

24105 Kiel 
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Fragenkreis 1: 
 
Zusammensetzung und Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung 
 
a) Sind die Verteilung der Aufgaben im Geschäftsverteilungsplan und die Einbindung des 

Überwachungsorgans oder der Ausschüsse in die Entscheidungsprozesse der 
Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung sachgerecht? 
 
Die Gesellschaft besitzt folgende Organe 
 
- den Vorstand 
- den Verwaltungsrat 
 
(Siehe Anlage 1 des Prüfungsberichts) 
 
Nach unseren Feststellungen ist die grundsätzliche Verteilung der Aufgaben und die 
Einbindung des Überwachungsorgans in der Satzung sachgerecht geregelt.  
 
 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 
wurden Niederschriften hierüber erstellt? 
 
Im Berichtszeitraum haben 3 Sitzungen des Verwaltungsrats stattgefunden. Es wurden 
Niederschriften erstellt. 
 
 

c) Hat der Abschlussprüfer an der Bilanzsitzung des Überwachungsorgans teilgenom-
men? 
 
Ja, auf der Sitzung vom 05. Juli 2005. 
 
 

d) In welchen weiteren Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Absatz 1 
Satz 3 des Aktiengesetzes sind die einzelnen Mitglieder des Vorstandes tätig? 
 
Keine. 
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Fragenkreis 2: 
 
Regelungen für Überwachungsorgan und Geschäftsleitung 

 
a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für die 

Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Entsprechen diese Regelungen 
den Bedürfnissen des Unternehmens? 
 
Im Staatsvertrag sind Aufgaben und Befugnisse von Vorstand und Verwaltungsrat 
geregelt. Näheres regelt die Satzung vom 23.12.2003 und der Geschäftsverteilungs-
plan. 
 
Unseres Erachtens ist diese Regelungen für die Betriebsgröße und -struktur ausrei-
chend. 
 
 

b) Sind die Regelungen zur Konzernleitung (Konzernplanung, Konzernsteuerung, 
Konzernkontrolle) sachgerecht? 
 
Entfällt, da ein Konzern nicht vorliegt. 
 
 

c) Sind in Tochterunternehmen des geprüften Unternehmens Vorgänge, die bei Durch-
führung im Mutterunternehmen der Zustimmung des Überwachungsorgans unterliegen 
würden, an die Zustimmung des Überwachungsorgans des Mutterunternehmens 
gebunden? 
 
Entfällt, da ein Konzern nicht vorliegt. 
 
 
 

Fragenkreis 3: 
 
Aufbau und ablauforganisatorische Grundlagen 
 
a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-

plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten / Weisungs-
befugnisse ersichtlich sind, wird danach verfahren und erfolgt dessen regelmäßige 
Überprüfung? 
 
Es liegt ein entsprechender Geschäftsverteilungsplan vor. Nach unseren Fest-
stellungen ist dieser ausreichend; es wird grundsätzlich danach verfahren; bei Bedarf 
wird er angepasst. 
 
 

b) Ist sichergestellt, dass wesentliche miteinander unvereinbare Funktionen  
(z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch getrennt sind? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
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c) Gibt es zur Sachbearbeitung Richtlinien, Arbeitsanweisungen und Arbeitshilfen und 

wird danach verfahren (z.B. Erlass und Stundung, Ausbuchung von Differenzen)? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

d) Gibt es geeignete Richtlinien für wesentliche Entscheidungsprozesse (insbesondere 
Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditaufnahme und -
gewährung) und werden diese eingehalten? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücksver-
waltung, EDV)? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

f) Liegen schriftliche Dienstverträge mit den Mitgliedern des Vorstandes / der Geschäfts-/ 
Konzerngeschäftsführung / Werkleitung / Betriebsleitung vor? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 

 
 
 
Fragenkreis 4: 
 
Planungswesen 
 
a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschrei-

bung der Daten - den Bedürfnissen des Unternehmens? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

b) Welche Planungsrechnungen (z.B. Ergebnisplanung, Wirtschaftsplan, Investitions- und 
Finanzplanung, Personalplanung) werden erstellt? Sind ggf. weitere Planungsrech-
nungen erforderlich oder gesetzlich vorgeschrieben? 
 
Es wird gemäß § 10 der Satzung ein Wirtschaftsplan aufgestellt, der unseres Erach-
tens für den Betrieb ausreichend ist.  
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c) Wie ist der Planungsprozess geregelt auch in Bezug auf den Konzern und wurden 

diese Regelungen eingehalten? 
 
Der Planungsprozess ist wie folgt festgelegt: 
 
1. Schätzung der Erträge und der Aufwendungen anhand der  

Vorjahreszahlen durch den Vorstand 
2. Ermittlung notwendiger Investitionen durch den Vorstand 
3. Aufstellung der Finanzierung durch den Vorstand 
4. Erstellen der Stellenübersicht 
5. Aufstellung des Wirtschaftsplanes 
6. Vorlage des Wirtschaftsplanes im Verwaltungsrat 
7. Beschlussfassung des Wirtschaftsplanes durch den Verwaltungsrat 
 
Nach unseren Feststellungen werden diese Regelungen eingehalten. 
 
 

d) Werden Planabweichungen auch bei Strukturänderungen des Unternehmens bzw. des 
Konzerns systematisch untersucht? 
 
Nach unseren Feststellungen liegen 2005 keine Strukturänderungen vor. 
 
 

e) Werden in der Investitionsplanung Projekte, die in einem sachlichen Zusammenhang 
mit anderen Projekten stehen, so aufgeführt, dass dieser Zusammenhang erkennbar 
wird? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

f) Ist in der kurzfristigen Investitionsplanung ein bei einzelnen Projekten bestehender 
sachlicher Zusammenhang mit Projekten vorhergehender oder nachfolgender Perioden 
erkennbar? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
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Fragenkreis 5: 
 
Rechnungswesen und Informationssystem und Controlling 
 
a) Entspricht die verfahrensübergreifende Organisation der DV im Rechnungswesen den 

gesetzlichen Vorschriften und anerkannten Regeln (z.B. über die formale Freigabe von 
Programmen durch den Anwender, die Zugangsberechtigungen, die Befugnis zum 
Änderungsdienst, die Aktualität der Dokumentation, die Datensicherung und den Da-
tenschutz) und wird entsprechend verfahren? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. Das Rechnungswesen erfolgt über ein Programm der 
Firma Addison. Die Ordnungsmäßigkeit des vom Betrieb eingesetzten Buchhaltungs-
programms TopFib, Version 3.8.002, wurde nach Programmprüfung durch Prüfbericht 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Ernst & Young AG vom 02.12.2004 bestätigt. 
 
 

b) Wurde die Ordnungsmäßigkeit im Berichtsjahr implementierter, rechnungslegungs-
relevanter Verfahren vor Implementierung durch einen Sachverständigen geprüft? 
 
Nach unseren Feststellungen wurden 2005 keine weiteren neuen Verfahren 
implementiert. 
 
 

c) Ist sichergestellt, dass die gesetzlichen Aufbewahrungspflichten beachtet werden? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

d) Entspricht das Rechnungswesen der Größe und den besonderen Anforderungen des 
Unternehmens? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

e) Über welche Formen der Kostenrechnung verfügt das Unternehmen, liefert die Kos-
tenrechnung brauchbare Ergebnisse und werden diese weiterverwertet? 
 
Eine laufende Kostenrechnung besteht in Form einer Kosten- und Leistungsrechnung 
mit einer verursachungsgerechten Zuordnung auf Kostenstellen und Kostenträger, 
wobei die Zurechnung der Personalkosten derzeit noch auf personengruppenbezoge-
nen Stundenverrechnungssätzen beruht. Diese Verrechnungssätze sind in regel-
mäßigen Abständen zu überprüfen.  
 
 

f) Bestehen eine laufende Liquiditätskontrolle, z.B. ein Liquiditätsmanagement, und eine 
Kreditüberwachung? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
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g) Ist sichergestellt, dass Gebühren vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt und ein-

gezogen werden? Werden ggf. angemessene Abschlagszahlungen eingefordert? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
Abschlagszahlungen sind nicht vorgesehen. 
 
 

h) Besteht ein Controlling, umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/ Konzernbereiche 
und wie ist es im Unternehmen organisatorisch angesiedelt? 
 
Ein Controlling als eigenständige Stelle erfolgt auf Grund der Unternehmensgröße 
nicht. Nach unserer Einschätzung ist das vorhandene Rechnungs- und Planungs-
instrumentarium ausreichend. 
 
 

i) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Über-
wachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, mit denen ein Beteiligungs-
verhältnis besteht? 
 
Entfällt, da keine Tochterunternehmen. 
 
 

j) Bietet das interne Informationssystem die Voraussetzungen dafür, dass die Führungs-
ebenen die für ihre Tätigkeit notwendigen Informationen von der Geschäfts-/ Konzern-
führung zeitnah erhalten? Ergeben sich Anhaltspunkte dafür, dass diese nicht ausrei-
chend genutzt werden? 
 
Nach unseren Feststellungen bietet das interne Informationssystem derartige Voraus-
setzungen. Wir haben keine Feststellungen getroffen, dass diese nicht ausreichend 
genutzt würden. 
 
 
 

Fragenkreis 6: 
 
Risikofrüherkennungssystem 
 
a) Hat die Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung nach Art und Umfang geeignete Früh-

warnsignale definiert, mit deren Hilfe latente Risiken rechtzeitig erkannt werden 
können? 
 
An einem strukturierten und dokumentierten Risikofrüherkennungssystem wird seit 
Ende 2005 gearbeitet und soll Mitte 2006 getestet werden. Der Vorstand hat durch 
organisatorische Maßnahmen (WinDEICH-Informationssystem) Vorsorge getroffen, 
latente Risiken rechtzeitig zu erkennen. 
 
 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? 
 
Siehe a). 
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c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? Wird deren Beachtung bzw. 

Durchführung in der Unternehmenspraxis sichergestellt? 
 
Siehe a). 
 
 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit den 
aktuellen Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt und angepasst? 
 
Siehe a). 
 
 
 

Fragenkreis 7 
 

Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 
 
a) Hat die Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung den Geschäftsumfang zum Handel mit 

Finanzinstrumenten sowie mit anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten 
festgelegt? Dazu gehört: 
 
- In welchen Produkten/Instrumenten darf gehandelt werden? 

- Mit welchen Partnern darf bis zu welchen Beträgen gehandelt werden? 

- Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem 
Umfang dürfen offene Posten entstehen? 

- Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien ausschließ-
lich zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z. B. 
antizipatives Hedging)? 

 
Nach unseren Feststellungen werden derartige Geschäfte nicht getätigt. 
 
 

b) Werden Zinsderivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kredit-
konditionen und zur Begrenzung von Zinsänderungsrisiken? 
 
Entfällt, siehe a) 
 
 

c) Hat die Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung ein dem Geschäftsumfang entspre-
chendes Instrumentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf  
 
- Erfassung der Geschäfte 

- Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse 

- Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung 

- Kontrolle der Geschäfte? 

 
Entfällt, siehe a). 
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d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht dem Hedging dienende Derivatgeschäfte und 
werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezogen? 
 
Entfällt, siehe a). 
 
 

e) Hat die Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung angemessene Arbeitsanweisungen 
erlassen? 
 
Entfällt, siehe a). 
 
 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung im Hinblick 
auf die offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen gere-
gelt? 
 
Entfällt, siehe a). 
 
 
 

Fragenkreis 8: 
 
Interne Revision 
 
a) Besteht eine interne Revision / Konzernrevision als eigenständige Stelle oder wird 

diese Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 
 
Eine interne Revision existiert nicht. Aufgrund der Unternehmensgröße ist unseres 
Erachtens eine interne Revision nicht erforderlich. Dafür hat der Vorstand den Verwal-
tungsrat regelmäßig, mindestens vierteljährlich, über den Gang der Geschäfte und die 
Lage der Eichdirektion Nord zu informieren (§ 8 Abs. 1 der Satzung). Dies ist gesche-
hen. 
 
 

b) Wie ist die Anbindung der internen Revision / Konzernrevision im Unternehmen / 
Konzern? 
 
Entfällt, siehe a). 
 
 

c) Bestehen Anhaltspunkte dafür, dass die interne Revision / Konzernrevision nicht anfor-
derungsgerecht besetzt ist? 
 
Entfällt, siehe a). 
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d) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der internen Revision / 
Konzernrevision? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor? 
 
Entfällt, siehe a). 
 
 

e) Hat die interne Revision / Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und um 
welche handelt es sich? 
 
Entfällt, siehe a). 
 
 

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der inter-
nen Revision / Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die interne Revision / 
Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 
 
Entfällt, siehe a). 
 
 

g) Hat die interne Revision ihre Schwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abgestimmt? 
 
Entfällt, siehe a). 
 
 
 

Fragenkreis 9: 
 

Versicherungsschutz 
 

a) Ist für den Prüfer erkennbar, dass wesentliche, üblicherweise abgedeckte Risiken nicht 
versichert sind? 
 
Nach unseren Feststellungen nein. 
 
 

b) In welcher Höhe haben sich im abgelaufenen Geschäftsjahr Schadenfälle als un- bzw. 
unterversichert erwiesen? 
 
Nach unseren Feststellungen keine. 
 
 

c) Wird der Versicherungsschutz regelmäßig aktualisiert? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
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Fragenkreis 10: 
 
Zustimmungsbedürftige Rechtsgeschäfte und Maßnahmen 
 
a) Ist die vorherige Zustimmung des Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen 

Rechtsgeschäften und Maßnahmen jeweils eingeholt worden? 
 
Der Wirtschaftsplan für 2005 wurde am 05. Juli 2005 durch den Verwaltungsrat 
genehmigt. 
Der Verwaltungsrat wurde beim Abschluss des Vertrages mit T-Systems beteiligt. 
 
 

b) Ist anderweitigen Regelungen und Vorgaben entsprochen worden? 
 
Die Bestimmungen der Satzung und anderer Vorgaben für den Vorstand und den Ver-
waltungsrat wurden nach unseren Feststellungen beachtet. 
 
 

c) Sind anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnahmen ähnliche, aber nicht als zustim-
mungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden (z.B. Zerlegung in 
Teilmaßnahmen)? 
 
Nach unseren Feststellungen nein. 
 
 

d) Waren die Unterlagen, die die Geschäfts- / Konzerngeschäftsführung dem Über-
wachungsorgan zur Verfügung gestellt hat, geeignet, um diesem eine nach betriebs-
wirtschaftlichen Erkenntnissen sinnvolle Entscheidung zu ermöglichen (z.B. worst, real 
und best case Varianten sowie Risikoaspekte)? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 
 

Fragenkreis 11: 
 
Übereinstimmung der Geschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung 
und bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans 
 
a) Stimmen die Geschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung und 

bindenden Beschlüssen des Überwachungsorgans überein? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

b) Hat das Unternehmen seine gesetzlichen Pflichten zur Offenlegung des Jahres- /  
Konzernabschlusses des Vorjahres (z. B. gem. § 325 HGB) erfüllt? 
 
Ein Jahresabschluss wurde erstmalig für 2004 aufgestellt und in den Amtsblättern 
Hamburg und Schleswig-Holstein veröffentlicht worden. 
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Fragenkreis 12: 
 
Berichterstattung an das Überwachungsorgan 
 
a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßigen Bericht erstattet? 

 
Nach unseren Feststellungen ja; im Wirtschaftsjahr 2005 fanden nach den uns vorge-
legten Protokollen 3 Sitzungen des Verwaltungsrats statt. 
 
 

b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Eindruck von der wirtschaftlichen Lage des 
Unternehmens / Konzerns und der wichtigsten Unternehmens- /  Konzernbereiche? 
Werden Strukturveränderungen in Überleitungsrechnungen berücksichtigt? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge zeitnah unterrichtet? 
Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abge-
wickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen und wesentliche 
Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts- / Konzerngeschäftsführung dem Über-
wachungsorgan auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 
 
Nach unseren Feststellungen und den erhaltenen Angaben hat der Verwaltungsrat 
keine solche Berichte (§ 90 Abs. 3 AktG) angefordert.  
 
 

e) Gibt es Anhaltspunkte dafür, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 AktG oder 
unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 
 
Nach unseren Feststellungen nein. 
 
 
 

Fragenkreis 13 
 
Durchführung von Investitionen 

 
a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen und 

immaterielle Anlagewerte) angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabilität, 
Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 
 
Nach unseren Feststellungen trifft diese Frage für diese Betriebsstruktur nur bedingt 
zu, soweit relevant erfolgt eine Prüfung. 
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b) Waren die Unterlagen / Erhebungen zur Preisermittlung ausreichend, um ein Urteil 
über die Angemessenheit des Preises zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräuße-
rung von Grundstücken oder Beteiligungen)? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 
überwacht und Abweichungen untersucht? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen Überschreitungen ergeben? Wenn ja, in 
welcher Höhe und aus welchen Gründen? 
 
Nach unseren Feststellungen liegen keine Überschreitungen vor. 
 

 
e) Wurden bei bezuschussten Investitionen Auflagen der Zuschussgeber beachtet? 

 
Nach unseren Feststellungen wurden keine Zuschüsse bewilligt. 
 
 
 

Fragenkreis 14: 
 
Auftragsvergabe, Lieferverpflichtungen und Entgeltregelungen 
 
a) Liegen offenkundige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. die VOB, die VOL, die 

VOF, EU-Regelungen) vor? 
 
Nach unseren Feststellungen nein.  
 
 

b) Werden ansonsten Konkurrenzangebote eingeholt und berücksichtigt, bei Konzern-
unternehmen auch innerhalb des Konzerns (last-call-Regelungen)? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

c) Werden wichtige Liefer- und Abnahmeverträge vor Abschluss und während ihrer 
Abwicklung auf ihre innerbetrieblichen Auswirkungen untersucht? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
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d) Liegen den vertraglichen Beziehungen zu Abnehmern /  Benutzern allgemeine privat-
rechtliche Vertragsbedingungen oder öffentlich-rechtliche Satzungen zugrunde und 
werden diese jeweils auf dem laufenden Stand gehalten? Stehen privatrechtliche und 
öffentlich-rechtliche Entgeltregelungen offensichtlich nicht in Einklang mit der Rechts-
lage (z.B. VOPR 30/53, Gebührenrecht)? 
 
Die Gebührenregelungen beruhen auf der bundeseinheitlichen Eichkostenverordnung. 
 

 
 
Fragenkreis 15: 
 
Ungewöhnliche Abschlussposten und stille Reserven 
 
a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 

 
Nach unseren Feststellungen nein. 
 
 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 
 
Nach unseren Feststellungen nein. 
 
 

c) Sind nach Art, Umfang und/oder Konditionen ungewöhnliche Kredite aufgenommen 
oder gewährt worden? 
 
Nach unseren Feststellungen nein. 
 
 
 

d) Sind Haftungsverhältnisse und sonstige finanzielle Verpflichtungen nach Art und/oder 
Umfang ungewöhnlich und sind sie im Jahresabschluss ausreichend erläutert worden? 
 
Nach unseren Feststellungen nein. 
 
 

e) In welchen Posten bestehen wesentliche stille Reserven? 
 
Nach unseren Feststellungen bestehen keine nennenswerten stillen Reserven. 
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Fragenkreis 16: 
 
Finanzierung 
 
a) Sind längerfristig gebundene Vermögenswerte in ausreichendem Umfang langfristig 

finanziert? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

b) Sind formal kurzfristige Vermögenswerte nur längerfristig realisierbar? 
 
Nach unseren Feststellungen nein. 
 
 

c) Ist die Liquidität des Unternehmens /  Konzerns ausreichend gesichert, z. B. durch aus-
reichende Kreditlinien oder einen konzerninternen Finanzausgleich sowie Abstimmung 
von Fremdkapitalaufnahme und Kapitalbedarf? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. 
 
 

d) In welchem Umfang erwirtschaftet das Unternehmen die benötigten Mittel aus eigener 
Kraft? 
 
Die Eichdirektion war in 2005 in der Lage, aus dem Cash-Flow in Höhe von T€ 1.148 
Investitionen in Höhe von T€ 255 zu tätigen. 
 
 

e) Erfolgt eine Kreditüberwachung und ist durch das bestehende Mahnwesen gewähr-
leistet, dass ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden? 
 
Nach unseren Feststellungen existiert ein ausreichendes Mahnwesen. 
 
 

f) Werden für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen Vergleichsangebote eingeholt? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. Es wurden in 2005 nur kurzfristige Termingelder 
angelegt. 
 
 

g) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 
Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 
 
Entfällt, da kein Konzern. 
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h) Werden längerfristige Guthaben der laufenden Konten angemessen verzinslich ange-
legt? 
 
Entfällt, da keine eigenen längerfristigen Guthaben vorhanden sind. Ein Liquiditäts-
überschuss war im Geschäftsjahr nur kurzfristig angelegt.  
 

i) Werden Kreditbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften zu angemessenen Kondi-
tionen abgewickelt? 
 
Entfällt, siehe g). 
 
 

j) Besteht ein zentrales Cash-Management und werden die hierfür geltenden Regelun-
gen eingehalten? 
 
Entfällt, siehe g). 
 
 

k) Gibt es Anhaltspunkte dafür, dass Leasing oder vergleichbare Verträge nach Aus-
schöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 
 
Nach unseren Feststellungen nein. 
 
 

l) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz- /  Fördermittel der öffentlichen Hand 
erhalten? 
 
Nach unseren Feststellungen wurden im Geschäftsjahr 2004 einmalige Liquiditätshilfen 
der Trägerländer in Höhe von T€ 470 sowie in 2004 und 2005 Abschläge auf den 
Verlustausgleich geleistet. 
 
 
 

Fragenkreis 17: 
 
Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 
 
a) Verfügt das Unternehmen über eine angemessene Eigenkapitalausstattung? Bestehen 

Finanzierungsprobleme auf Grund der Eigenkapitalausstattung? 
 
Die Eigenkapitalausstattung ist angemessen, es bestehen keine Finanzierungs-
probleme. 
 
 

b) Ist die Gewinnverwendung (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der wirt-
schaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 
 
Die rechtlichen Vorgaben sehen Regelungen zum vollständigen Verlustausgleich vor. 
Daher keine Gewinnverwendung. 
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c) Sind Maßnahmen zur Verbesserung der Vermögens- und Finanzlage erforderlich? 

 
Nach uns erteilten Auskünften sollten Änderungen bezüglich der Gebührenhöhe 
geprüft werden. Wegen Veränderungen der gesetzlichen Grundlagen ist hier keine 
kurzfristige Verbesserung zu erwarten. 
 
 
 

Fragenkreis 18: 
 
Rentabilität / Wirtschaftlichkeit 
 
a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens / Konzerns nach Segmenten /  

Konzernunternehmen zusammen? 
 
Entfällt. 
 
 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 
 
Nach unseren Feststellungen ja. Für die Altersteilzeit und für Beihilfeverpflichtungen 
wurden erstmalig die Werte aus einem versicherungsmathematischen Gutachten 
ermittelt, was zu erhöhten Personalaufwendungen führte. 
 
 

c) Werden Leistungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften (bzw. mit den Gesell-
schaftern / der Gemeinde) zu angemessenen Konditionen abgewickelt? 
 
Nach unseren Feststellungen sind die Kostenerstattungen und der Verlustausgleich 
durch die Anstaltsträger angemessen. 
 
 

d) Wie hoch sind die Innenumsätze bei den einzelnen Konzernunternehmen und wie hoch 
sind deren Anteile am jeweiligen Gesamtumsatz? Haben sich gegenüber dem Vorjahr 
wesentliche Veränderungen ergeben? 
 
Entfällt. 
 
 

e) Wie setzt sich eine erhobene Konzernumlage inhaltlich und zahlenmäßig zusammen? 
 
Entfällt. 
 
 

f) Bestehen erwähnenswerte Überkapazitäten oder Kapazitätsengpässe? 
 
Nach unseren Feststellungen nein. 
 
 

g) Wurden in größerem Umfang stille Reserven aufgelöst? 
 
Nach unseren Feststellungen nein. 
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h) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 
 
Entfällt; eine Konzessionsabgabe ist nicht abzuführen. 
 
 

i) Werden Netzverluste ermittelt und sind sie vertretbar? 
 
Entfällt, da die Anstalt keine Versorgungs- bzw. Entsorgungsnetze betreibt. 
 
 
 

Fragenkreis 19: 
 
Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 
 
a) Gab es verlustbringende Geschäfte und was waren ihre Ursachen? Waren die Verluste 

beeinflussbar? 
 
Nach unseren Feststellungen waren die Verluste nicht beeinflussbar. Der Eichdirektion 
wurden Aufgaben übertragen, für die teilweise keine Gebühren erhoben werden dür-
fen. Die Ergebnisse der Kostenrechnungen sollten zukünftig bei der Gebührenberech-
nung Berücksichtigung finden. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die Gebüh-
ren durch bundeseinheitliche Regelungen festgelegt werden. 
 
 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um welche 
Maßnahmen handelt es sich? 
 
Siehe a). 
 
 

c) Bestehen besondere Risiken aus schwebenden Geschäften? 
 
Nach unseren Feststellungen und den erhaltenen Auskünften nicht. 
 
 
 

Fragenkreis 20: 
 
Jahresfehlbetrag und seine Ursachen 
 
a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

 
Der gegenüber dem Vorjahr erhöhte Verlust hat seine wesentlichen Ursachen im 
erhöhten Personalaufwand. Für die Altersteilzeit und für Beihilfeverpflichtungen wurden 
erstmalig die Werte aus einem versicherungsmathematischen Gutachten ermittelt. 
Darüber hinaus sind bei den Pensionsverpflichtungen die ab dem Jahr 2005 gültigen 
Richttafeln von Klaus Heubeck angewandt worden.  
 
 
Dieser Verlust entspricht aber ungefähr dem erwarteten Verlust lt. Wirtschaftsplan. 
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b) Sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages betriebsbedingt (z.B. Verlustartikel, unwirt-

schaftliche Produktion / Verwaltung, unzulängliche Organisation) oder ist der Verlust in 
erster Linie auf außerbetriebliche Vorgänge (z.B. konjunkturelle Entwicklung, Änderung 
der Wettbewerbsverhältnisse, Überkapazitäten in der Branche) zurückzuführen? 
 
Siehe a). 
 
 

 
Fragenkreis 21: 
 
Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage 
 
a) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des 

Unternehmens zu verbessern? 
 
Innerbetriebliche Maßnahmen zur Optimierung der Geschäftsprozesse sind Ende 2005 
/ Anfang 2006 angelaufen und werden voraussichtlich im 2. Halbjahr 2006 umgesetzt. 
Mittelfristig wird angestrebt, die Gebühren kostendeckend anzupassen (vgl. 
Fragenkreis 19 a). 
 
 

b) Sind weitere Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage erforderlich? 
 
Nach unseren Feststellungen nach dem derzeitigen Kenntnisstand nicht. 
 


